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3.3 Solidarische Bürgergesellschaft und demokratischer Staat 
 
Die Demokratie lebt durch das Engagement der Bürgerinnen und Bürger. Darum wollen wir eine starke, 
lebendige Bürgergesellschaft, in der die Menschen die Freiheiten der Meinung, der Vereinigung und 
Versammlung nutzen. Der demokratische Staat ist die politische Selbstorganisation der Bürgerinnen und 
Bürger. 
 
Eine lebendige Bürgergesellschaft kann und soll staatliches Handeln kontrollieren, korrigieren, anspornen, 
entlasten und ergänzen. Ersetzen kann sie es nicht. Nur wo der Staat seinen Pflichten nachkommt, kann sich 
eine vitale Zivilgesellschaft bilden. Ohne eine wache Zivilgesellschaft ist der demokratische Staat immer 
gefährdet. Beide brauchen einander. 
 
Eine starke Bürgergesellschaft bietet uns Heimat in Zeiten stürmischen Wandels. Wo Menschen sich für 
Menschen einsetzen, sind Verantwortungsbereitschaft, Gerechtigkeitssinn, gegenseitige Anerkennung, 
Solidarität und Mäßigung beim Gebrauch individueller Freiheit erfahrbar. 
Demokratie ist auf solche gelernten und gelebten demokratischen Tugenden angewiesen. 
 
In der Bürgergesellschaft übernehmen Menschen aus eigenem Antrieb Verantwortung für andere, wirken im 
Sinne des Gemeinwohls. Oft bemerken sie früher als Behörden, wo Abhilfe nötig ist. Sie arbeiten ehrenamtlich 
in Vereinen, Stiftungen, Initiativen und Nichtregierungsorganisationen. Wir wollen, dass Ehrenämter mehr 
Anerkennung und eine bessere Absicherung erhalten. Eine Kultur des gemeinnützigen Stiftens kann und soll 
die Gesellschaft vielfältiger und menschlicher machen. 
 
Träger der Zivilgesellschaft sind auch Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, Religionsgemeinschaften, Sozial- 
und Umweltverbände. Sie sind unsere Partner auf dem Weg zu einer humanen, zukunftsfähigen Gesellschaft. 
 
Sport ist ein wichtiger Teil unserer Kultur. Er dient der Gesundheit, vermittelt Toleranz und Fairness, verbindet 
Menschen und hilft, soziale Gegensätze zu überwinden. Deshalb fördern wir den Breiten-, Leistungs- und 
Behindertensport und seine Vereine. Dazu gehört der Kampf gegen Doping.  
 
Autoritäre und totalitäre Herrschaft hat im 20. Jahrhundert den Staat diskreditiert. Dies nutzen Marktradikale, 
die den Staat auf den Schutz des Eigentums und die Organisation der Märkte beschränken wollen. 
Wo immer es geht, versuchen sie, staatliche Aufgaben den Märkten zu übergeben. Was immer aber dem 
Markt überlassen wird, muss zur Ware werden, die einige sich leisten können, andere aber nicht. Der 
demokratische Rechts- und Sozialstaat, unterstützt und begrenzt durch die Zivilgesellschaft, ist verantwortlich 
für das, was nicht zur Ware werden darf. 
 
Bildung ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht, dem zu dienen der Staat verpflichtet ist. 
 
Sicherheit vor Verbrechen darf niemals zur Ware werden. Sie ist eine Bringschuld des Staates, die Kehrseite 
seines Gewaltmonopols. 
 
Kultur ist mehr als Ware, sie ist Ausdruck einer humanen Gesellschaft. Der Staat hat nicht vorzuschreiben, 
was Kultur ist, wohl aber Kultur möglich zu machen, auch solche, die sich am Markt nicht behaupten könnte. 
Der Staat ist nicht zuständig für Wahrheit, weder philosophische noch religiöse noch historische, wohl aber für 
die Bedingungen der Wahrheitsfindung. 
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Soziale Sicherheit ist keine Ware, sondern die Aufgabe eines Staates, der auf die Würde des Menschen 
verpflichtet ist. 
 
Der Staat ist dazu da, Recht und damit verbindliche Regeln zu setzen und durchzusetzen. Eine lückenlose 
Verrechtlichung aller Lebenssituationen führt aber nicht zu mehr Gerechtigkeit. Deregulierung ist immer wieder 
nötig, wo veraltete Regeln zu Fesseln werden. Deregulierung als Prinzip allerdings widerspricht dem Zweck 
eines jeden Staates. 
 
Der demokratische Rechtsstaat kann und muss jegliche Gewalt, auch die eigene, dem Recht unterwerfen. 
Dies legitimiert sein Gewaltmonopol. Dieses Gewaltmonopol werden wir verteidigen, weil es keine 
ungerechtere Gesellschaft gibt als eine, in der einige Sicherheit kaufen können, die meisten aber nicht. 
 
Die SPD steht für eine leistungsfähige und bürgerorientierte Daseinsvorsorge in öffentlicher Verantwortung 
ein. Der Staat muss nicht alles selbst leisten, aber er muss den Zugang zu den öffentlichen Gütern 
gewährleisten. 
 
Privatisierung kann zweckmäßig und verantwortbar sein. Wir widersprechen Privatisierungen aber, wo sie den 
Zugang zu den öffentlichen Gütern behindern und das Gewaltmonopol des Staates infrage stellen. Wo 
öffentliche Aufgaben privatisiert werden sollen, fragen wir nicht nur nach dem kurzfristigen Nutzen für die 
öffentlichen Finanzen, sondern auch nach der Auswirkung auf die künftigen politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten und die demokratische Verantwortung. Kernbereiche öffentlicher Daseinsvorsorge 
wollen wir nicht den Renditeerwägungen globaler Kapitalmärkte aussetzen. 
 
Der Verbindung von aktivierendem Staat und aktiver Zivilgesellschaft dient auch die direkte Mitsprache der 
Bürgerinnen und Bürger durch Volksbegehren und Volksentscheide. In gesetzlich festzulegenden Grenzen 
sollen sie die parlamentarische Demokratie ergänzen, und zwar nicht nur in Gemeinden und Ländern, sondern 
auch im Bund. Wo die Verfassung der parlamentarischen Mehrheit Grenzen setzt, gelten diese auch für 
Bürgerentscheide. 
 
Den meisten Bürgern begegnet der Staat in Form seiner Verwaltung. Daher brauchen wir eine bürgernahe 
Verwaltung, die den Bürgerinnen und Bürgern dient. Nutzlose Bürokratie bauen wir ab. Wir wollen keinen 
vormundschaftlichen Staat. 
 
Die demokratischen Parteien haben eine Schlüsselfunktion bei der politischen Willensbildung. Sie sind 
unentbehrliche Mittler zwischen Bürgergesellschaft und Staat. Sie sollen, was die Bürger bewegt, zum 
Gegenstand von politischem Handeln machen. Sie sind eine Schule politischer Diskussion und verantwortlich 
dafür, dass die Wählerinnen und Wähler für Frauen und Männer stimmen können, die der Arbeit in 
Gemeinderäten und Parlamenten gewachsen sind. Demokratie braucht starke, lebendige, 
entscheidungsfähige Parteien und ebenso starke Parlamente. Die Parlamente sind das Herz demokratischer 
Willensbildung. 
 
 
Starke Kommunen 
 
Die solidarische Bürgergesellschaft hat ihren Ort vor allem in den Kommunen. Sie sind es, die für die 
Daseinsvorsorge verantwortlich sind und den Alltag der Menschen prägen. In den Kommunen entscheidet 
sich, ob alle Kinder frühkindliche Förderung bekommen, ob Menschen unterschiedlicher Kulturen miteinander 
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oder nebeneinanderher leben, ob Jugendliche ihre Freizeit sinnvoll gestalten, ob ältere Menschen integriert 
bleiben, ob sich die Menschen im öffentlichen Raum sicher fühlen. Das gilt für die ländlichen Regionen und die 
großen Städte gleichermaßen. Es ist die überschaubare kommunale und regionale Lebenswelt mit ihrer 
einzigartigen Geschichte und Kultur, die Heimat, Gemeinschaft und Sicherheit im Wandel bietet. 
 
Darum stärken wir die kommunale Selbstverwaltung, verbessern ihre Qualität und vergrößern ihre 
Organisationsfreiheiten. Wir erweitern den finanziellen Handlungsspielraum der Kommunen, und wir 
übertragen ihnen keine Aufgaben ohne die dafür erforderlichen Mittel. 
 
 
Soziale Stadtpolitik 
 
Mehr als die Hälfte der Bevölkerung lebt schon heute in städtischen Ballungsräumen. Die Zukunft der Städte 
entscheidet über die Zukunft der Gesellschaft. Das Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, sozialer Lage und Lebensorientierung zu gestalten, ist die Aufgabe einer sozialen Stadtpolitik. 
Leitbild unserer Politik ist die solidarische Stadt, die alle Bewohnerinnen und Bewohner zu gestaltender 
Teilhabe am gesellschaftlichen, ökonomischen und kulturellen Leben einlädt. 
 
Die Bewahrung und Stärkung bewohnter Innenstädte gelingt nur, wenn es dort auch genügend bezahlbaren 
Wohnraum gibt. Wohnraum darf nicht zum Spekulationsobjekt werden. Sowohl ältere Menschen als auch 
Familien mit Kindern in der Innenstadt zu halten, ist Voraussetzung für eine lebendige Stadt. 
 
Ziel sozialdemokratischer Politik ist es, den sozialen Zusammenhalt in den Städten und Quartieren zu 
verbessern. Wir wollen barrierefreie und generationsübergreifende Wohnformen fördern. Damit auch die älter 
werdende Stadt lebensfähig ist, wollen wir die Potentiale des aktiven Alters heben und bürgerschaftliches 
Engagement gerade der älteren Mitbürgerinnen und Mitbürger fördern. Abwertungs- und 
Ausgrenzungsprozesse in benachteiligten Stadtquartieren müssen verhindert werden. Für mehr Arbeitsplätze, 
die Verstärkung von Integration und Teilhabe und die Verbesserung des Zugangs zu Bildung und Qualifikation 
sind übergreifende Konzepte und gemeinsames Handeln gefragt. Die „soziale Stadt“ ist eine 
Querschnittsaufgabe für alle Politikbereiche.  
 
 
Der soziale Bundesstaat 
 
Die Bundesrepublik Deutschland ist und bleibt ein sozialer Bundesstaat. Im föderalen Staat gilt Subsidiarität: 
Nur was die kleinere Einheit nicht leisten kann, übernimmt die größere. Wir bekennen uns zu diesem 
föderalen Staat, weil er der deutschen Tradition entspricht, Machtballung verhindert, Machtmissbrauch 
erschwert und demokratische Willensbildung auf allen Ebenen ermöglicht. 
34 
Wir wollen handlungsfähige Länder in einem handlungsfähigen Bund. Dabei muss immer erkennbar sein, wer 
wofür verantwortlich ist. Die Abgrenzung der Kompetenzen muss sich daran orientieren, wie Aufgaben am 
besten gelöst werden, und nicht an der Wahrung von Zuständigkeiten. 
 
Die Unterschiede in der Wirtschafts- und Finanzkraft von Regionen und Ländern haben zugenommen. Unser 
Leitbild ist die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse. Darum setzen wir auf die solidarische Beistandspflicht 
zwischen allen Teilen Deutschlands, West und Ost, Süd und Nord. Ostdeutschland hat ein Recht auf 
gesamtdeutsche Solidarität. 
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Nicht jede Übertragung von Entscheidungsgewalt auf die Europäische Union muss den föderalen 
Nationalstaat schwächen. Dies gilt auch für die Steuerpolitik. Mindestsätze für Unternehmenssteuern, von der 
EU beschlossen, würden ihn sogar stärken. 
 
 
Sicherheit in Freiheit 
 
Freiheit und Rechtsstaatlichkeit sind der Maßstab sozialdemokratischer Rechts- und Innenpolitik. Rechtsstaat 
bedeutet für uns die unbedingte Achtung der Menschen- und Bürgerrechte durch alle Staatsgewalten, die 
Gewährleistung einer unabhängigen Justiz und deren Erreichbarkeit für alle Menschen. Menschen haben ein 
Bedürfnis nach Sicherheit. Sie können auch ihre Freiheit nur wirklich nutzen, wenn sie sich sicher fühlen. Der 
Rechtsstaat hat für Sicherheit zu sorgen. In Deutschland wird diese bedroht durch Kriminalität, auch 
organisierte und international vernetzte, durch Extremisten und Terroristen. Wir bekämpfen sie mit den Mitteln 
des Rechtsstaates. Unmittelbar verantwortlich dafür sind Polizei und Justiz. Den Einsatz der Bundeswehr im 
Inneren lehnen wir ab. Wer sich gegen die Feinde des Rechtsstaates behaupten will, darf die Prinzipien des 
Rechtsstaates niemals aufgeben. Nicht die Verteidigung der Bürgerund Freiheitsrechte, sondern deren 
Einschränkung bedarf einer Rechtfertigung. Das Verbot der Willkür und der Folter gilt absolut. Den Kampf 
gegen Gewalt, Hass und Verbrechen werden wir aber nur dann gewinnen, wenn wir mit gleicher Konsequenz 
gegen deren Ursachen vorgehen. 
35 
Wir gewährleisten das Recht der informationellen Selbstbestimmung und setzen uns für einen effektiven 
Datenschutz ein. 
 
Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ächten Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus. 
Sie haben Deutschland in seine schlimmste Katastrophe geführt. Wir werden deshalb immer dafür kämpfen, 
dass unser Land nie wieder in Barbarei abgleitet. 
 
Jede Form von Gewalt, wie auch immer motiviert sie sein mag, ist ein Angriff auf die solidarische 
Bürgergesellschaft, egal ob es sich um Gewalt unter Männern oder häusliche Gewalt gegen Frauen und 
Kinder handelt. Zwangsverheiratung, Zwangsprostitution oder so genannte Ehrenmorde an Frauen müssen 
verhindert oder geahndet werden. 
 
Für religiös begründeten Extremismus ist in unserem Land kein Platz. Menschenrechte lassen sich auch durch 
Berufung auf religiöse Regeln oder Traditionen nicht außer Kraft setzen, hier liegt die Grenze unserer 
Toleranz gegenüber anderen Kulturen. 
 
 
Integration und Einwanderung 
 
Deutschland ist Einwanderungsland. Einwanderung hat unser Land wirtschaftlich und kulturell bereichert. Sie 
wird weitergehen, und wir wollen unsere Gesellschaft darauf vorbereiten. Wir brauchen mehr qualifizierte 
Einwanderer. 
 
Einwanderung verlangt Integration. Sie ist eine gemeinsame Anstrengung. Dazu müssen beide Seiten bereit 
sein. Einwanderer müssen sich integrieren, wir müssen ihnen dazu alle Möglichkeiten geben, am Leben 
unserer Gesellschaft teilzunehmen. Daher verlangt Integration faire Chancen, aber auch klare Regeln. 
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Unser Grundgesetz bietet Raum für kulturelle Vielfalt. Daher braucht niemand seine Herkunft zu verleugnen. 
Es setzt aber auch Grenzen, die niemand überschreiten darf, auch nicht unter Hinweis auf Tradition oder 
Religion. Daher darf niemand Frauen und Mädchen daran hindern, sich frei zu entfalten und zu bilden. 
36 
Wer in Deutschland gleiche Chancen haben und nutzen will, muss die deutsche Sprache lernen und 
schließlich beherrschen. Wir wollen Bildungsangebote verbessern. Wir hoffen und erwarten, dass sie genutzt 
werden. Integration, auch die sprachliche, gelingt am besten, wenn sie im Kindesalter beginnt. Die Chancen, 
die in der Mehrsprachigkeit von Einwanderern liegen, wollen wir nutzen. 
 
Wir streben die Einbürgerung der zu uns kommenden Menschen an. Sie ist nicht das Ende der Integration, 
aber sie ermöglicht die volle politische Teilhabe. Dabei schließen wir Mehrstaatlichkeit nicht aus. Denen, die 
noch nicht die deutsche Staatsbürgerschaft haben, aber schon längere Zeit hier leben, wollen wir das 
kommunale Wahlrecht geben, auch wenn sie nicht aus EU-Staaten kommen. 
 
Wir stehen zum Grundrecht auf Asyl für politisch Verfolgte. Wer vor Verfolgung oder Diskriminierung, seien sie 
staatlich oder nichtstaatlich oder auch geschlechtsspezifisch, fliehen muss, soll in Deutschland Schutz und 
Zuflucht, schließlich auch einen gesicherten Aufenthalt bekommen. Wir sind für eine gemeinsame europäische 
Flüchtlingspolitik, die auch die Ursachen von Flucht und Vertreibung bekämpft.  
 
 
Menschen mit Behinderungen 
 
Eine solidarische Bürgergesellschaft zeichnet sich auch dadurch aus, dass sie Menschen mit Behinderungen 
Chancengleichheit und gleichberechtigte Teilhabe ermöglicht. Auf dem Weg dahin ist noch viel zu tun, damit 
Barrierefreiheit erreicht wird, also Menschen mit Behinderungen Zugang zu bestmöglicher Bildung, 
existenzsichernder Erwerbsarbeit und ungehinderter Teilhabe am politischen, kulturellen und 
gesellschaftlichen Leben ermöglicht werden. Wir wollen den Belangen von Menschen mit Behinderungen 
gerecht werden und ihnen eine umfassende gesellschaftliche Teilhabe ermöglichen. 
 
 
Öffentlichkeit und Medien 
 
Demokratie braucht Öffentlichkeit. Freie Medien ermöglichen Aufklärung, 
Meinungsbildung, politische Beteiligung und Machtkontrolle. 
37 
Neben Zeitung, Buch, Rundfunk und Fernsehen treten immer mehr neue Medien, wie Internet und Mobilfunk. 
Mediensparten wachsen zusammen und prägen immer stärker unseren Alltag. Der Umgang damit will gelernt 
sein. Wir wollen Medienkompetenz zu einem Bildungsschwerpunkt machen. 
 
Wir verteidigen die Unabhängigkeit der Medien von staatlichen Eingriffen und wirtschaftlichen 
Machtinteressen. Auf die effektive Selbstkontrolle der Medien und journalistisch-ethische Standards wollen wir 
nicht verzichten. Zur demokratischen Öffentlichkeit gehört für uns unabdingbar der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk, denn er ist ein wichtiges Korrektiv gegenüber der zunehmenden Kommerzialisierung der 
Medienangebote. Wir wenden uns gegen Manipulation, politische Einseitigkeit, Jugendgefährdung. Wir 
bekämpfen sexistische, rassistische, gewaltverherrlichende Inhalte. 
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Die Kultur der demokratischen Gesellschaft 
 
Die Sozialdemokratie war von Anfang an auch eine Kulturbewegung. Wir hatten immer einen weiten 
Kulturbegriff. Er reicht über die Künste hinaus und bezieht Bildung, geschichtliches Erbe und die Formen des 
Zusammenlebens ein. So brauchen wir eine politische Kultur, die unsere Demokratie stützt. Kultur ist in 
besonderer Weise der Raum, in dem sich die Gesellschaft ihrer Werte- und Zielvorstellungen vergewissert. 
Sie stärkt die Menschen, schafft Zugehörigkeit, das Bewusstsein von Verwurzelung und gesellschaftlichem 
Zusammenhalt. 
 
Wir sind für den Dialog zwischen den Kulturen. Er dient dem inneren und äußeren Frieden, aber auch der 
Integration. Wenn friedliche Globalisierung gelingen soll, brauchen wir eine Kultur der Anerkennung, die der 
Ausgrenzung von Minderheiten und ebenso der Bildung von Parallelgesellschaften entgegenwirkt. Wir wollen 
kulturelle Vielfalt statt fundamentalistischer Verengungen und der Politisierung von religiösen und kulturellen 
Unterschieden, aber auch statt globaler Monokultur. Erst eine lebendige Kultur der Anerkennung ermöglicht 
eine Gesellschaft, in der wir als Menschen ohne Angst verschieden sein können. 
38 
Friedliche Vielfalt wird nur möglich sein, wenn wir uns unserer geistigen Wurzeln in jüdisch-christlicher 
Tradition – die auch von griechischer Philosophie, römischem Recht, arabischer Kultur beeinflusst worden ist 
– und in Humanismus und Aufklärung versichern. Nur eine ebenso wertefundierte wie tolerante Kultur kann 
sich gegen den Versuch behaupten, Kultur und Religion als Mittel der Ausgrenzung zu missbrauchen. Für den 
Dialog der Religionen und das friedliche Zusammenleben in Deutschland ist der Beitrag der hier lebenden 
Muslime unverzichtbar. 
 
Kultur ist ein öffentliches Gut. Sie zu fördern, ist Aufgabe der Bürgergesellschaft und des Staates. Privates, 
bürgerschaftliches Engagement begrüßen und fördern wir. Doch der Staat hat eine nicht delegierbare 
Verantwortung. Wir bekennen uns zu Deutschland als einem Kulturstaat. Er sichert die Vielfalt der 
Kulturlandschaft, die kulturelle Bildung, die Pflege unseres Erbes und unserer Erinnerungskultur. Er fördert die 
Künste und übernimmt Verantwortung für die soziale Absicherung freier künstlerischer Existenzen. Er wirbt für 
unsere Kultur im Ausland. Kulturförderung ist nicht Subvention, sondern Investition in die Zukunft unseres 
demokratischen Gemeinwesens. 
 
 
Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 
 
Wir bekennen uns zum jüdisch-christlichen und humanistischen Erbe Europas und zur Toleranz in Fragen des 
Glaubens. Wir verteidigen die Freiheit des Denkens, des Gewissens, des Glaubens und der Verkündigung. 
Grundlage und Maßstab dafür ist unsere Verfassung. Für uns ist das Wirken der Kirchen, der Religions- und 
Weltanschauungsgemeinschaften durch nichts zu ersetzen, insbesondere wo sie zur Verantwortung für die 
Mitmenschen und das Gemeinwohl ermutigen und Tugenden und Werte vermitteln, von denen die Demokratie 
lebt. 
 
Wir suchen das Gespräch mit ihnen und, wo wir gemeinsame Aufgaben sehen, die Zusammenarbeit in freier 
Partnerschaft. Wir achten ihr Recht, ihre inneren Angelegenheiten im Rahmen der für alle geltenden Gesetze 
autonom zu regeln. 
 


